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Antrag 17/I/2022

Jusos Tempelberg

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Annahme inder FassungderAntragskommis-

sion (Konsens)

PostDocs jetzt entfristen! – Unsere Anforderungen an § 110 des Berliner Hochschulgesetzes
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Wir fordern von den sozialdemokratischen

Mitglieder des Berliner Senats, sowie dieMit-

glieder der SPD-Fraktion des Abgeordneten-

hauses,

• dass das Schutzniveau des § 110 BerlHG

für PostDocs nicht durch kommende

Gesetzesanpassungen gemindert wird:

Das wissenschaftliche Personal soll ei-

ne verlässliche gesetzliche Grundlage

zur Entfristung haben, Übergangsfris-

ten sollen nicht verlängert und eine

Aushöhlung des Schutzes durch Aus-

nahmeregelungen soll verhindert wer-

den.

• Es ist eine Offensive zur Förderung von

FINTA*Personen (Frauen, Inter, Nicht-

Binär, Trans, Agender) und BIPoCs

(Black, Indigenous, People of Color)

in der Forschung zu starten, um ihrer

nicht ausreichenden Unterstützung

durch derzeit laufende Programme zu

begegnen.

• Die Finanzierung von PostDoc-Stellen,

die durch die Umstellung gefährdet

sind, ist durch das Land Berlin kurzfris-

tig sicherzustellen, sodass Forschende

sich um eine Verlängerung oder eine

neue Stelle kümmern können.

• Damit Berlin alsWissenschaftsstandort

attraktiv bleiben kann, ist darüber hin-

aus eine langfristige Finanzierung ent-

fristeter Stellen anzustreben, die über

das Plus von 3,5 Prozent in den Hoch-

schulhaushalten hinausgeht.

• DieHochschulen sind bei den durch das

BerlHG auf sie zukommenden struk-

turellen Veränderungen insbesondere

auch organisatorisch zu unterstützen.

• Die Förderung nachhaltiger Personal-

strukturen sollte im Vordergrund des

zukünftigen Handelns stehen.

Begründung

Wir fordern von den sozialdemokratischen

Mitglieder des Berliner Senats, sowie dieMit-
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Im Allgemeinen sind viele Neuerungen, die

die Novelle des Berliner Hochschulgeset-

zes (BerlHG) eingeführt hat, begrüßenswert.

Auch wenn einige Missstände an Berliner

Hochschulen im Rahmen der Novelle des

BerlHG nur wenig adressiert wurden, zeigte

sich insbesondere in der Verbesserung der Ar-

beitsbedingungen an Hochschulen der Wil-

le, wirklich etwas zu bewegen: Eine allgemei-

ne Entfristung von wissenschaftlichenMitar-

beiter*innen ist erstrebenswert und hilft da-

bei, dieUngerechtigkeiten imBereich der For-

schung zu minimieren. Bisher war es näm-

lich so, dass angehende Wissenschaftler*in-

nen von Befristung zu Befristung wanderten,

was v.a. für Frauen eher als ein Hindernis ge-

sehen wurde, in die Forschung einzusteigen.

 

Dennoch hat sich seit dem Inkrafttreten

des überarbeiteten BerlHG an Berliner Hoch-

schulen nur sehr wenig verändert. Die La-

ge von PostDocs, also Menschen, die bereits

einen Doktortitel inne haben, hat sich seit-

dem kaum verändert, wenn nicht sogar ver-

schärft.  Ursprünglich war das Ziel des §110

BerlHG die Entfristung von befristeten Stel-

len von wissenschaftlichen Mitarbeiter*in-

nen.

 

Die Hochschulen weigern sich bislang in

unverhältnismäßiger Weise sich der neu-

en Gesetzeslage anzupassen. Symbolisch da-

für steht die Verfassungsbeschwerde der

Humboldt-Universität und der Rücktritt der

Präsidentin Sabine Kunst. Wir fordern: § 110

BerlHGmuss von denHochschulen ohnewei-

tere Einschränkungen für PostDocs umge-

setzt werden!

Vor allem Frauen leiden weiterhin unter der

Ungewissheit, ob ihre Stellen in Forschung

und Lehre entfristet werden oder sie wei-

terhin von Befristung zu Befristung wandern

müssen.

 

Zudem geht der Schutz durch das Hochschul-

gesetz nicht weit genug: Es regelt weder die

strukturellen Folgen für Hochschulen, noch

klärt es, wie die Finanzierung der derzeit wis-

senschaftlich und künstlerisch Beschäftigten
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gewährleistet werden kann. Hochschulen se-

hen sich mit einer Situation konfrontiert, in

der sie aufgrund fehlender Unterstützung

durch den Senat auf Täuschungen zurück-

greifen, um die Neuerungen des BerlHG zu

umgehen. Dazu gehört u.a. die Einstellung

von PostDocs mit Qualifizierungszielen, die

nicht mit einer Entfristung verbunden sind:

Obwohl § 110 BerlHG genau die Entfristung

auf lange Sicht vorschreibt, verweigernHoch-

schulleitungen die Umsetzung.

 

Langfristig führt dieses Vorgehen nur dazu,

dass Berlin als Wissenschaftsstandort unbe-

liebter wird. Darüber hinaus sollte beach-

tet werden, dass die ursprüngliche Änderung

auchdazudiente, den Frauenanteil in der For-

schung zu erhöhen.

 

Die Koalition hat als Reaktion auf die Kritik

der Hochschulen Anpassungen an § 110 Berl-

HG angekündigt und einen Gesetzesentwurf

diesbezüglich bereits vorgelegt. Für uns ist

klar: Die Fortschritte für PostDocs, die durch

die Novelle erreicht wurden, dürfen nicht zu-

rückgenommen werden! Die Einführung ver-

längerter Übergangsfristen lehnen wir ent-

schieden ab! Die prekären Beschäftigungssi-

tuationen der PostDocs existieren bereits in

der Gegenwart, es besteht keinerlei Notwen-

digkeit für einWarten bis 2023.
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